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Berichtigungen an das zentrale Testamentsregister
[bookmark: AMLoesungEnde]Problemstellung
Im Rahmen der Arbeiten an XPersonenstand 1.7.2 wurde in Kapitel 11 ein neues Konzept für die Berichtigung eines abgeschlossenen Registereintrags gemäß § 47 PStV sowie entsprechende Berichtigungsmitteilungen zwischen Standesämtern erarbeitet (CR 10/2016). Die übrigen Berichtigungsmitteilungen wurden gelöscht.
In dem hier vorliegenden Änderungsantrag sollten die Berichtigungsmitteilungen zwischen den Standesämtern und dem Zentralen Testamentsregister (ZTR) erarbeitet werden. 
Lösung
Entsprechend des in XPersonenstand 1.7.2 erarbeiteten Berichtigungskonzepts wurde nun in XPersonenstand 1.7.3 eine Berichtigungsmitteilung für das ZTR definiert, d. h. 
· es können gegenüber dem ZTR nur Angaben berichtigt werden, die auch im Sterberegister gespeichert sind. Die durchgeführten Abstimmungen mit dem BNotK haben kein Problem mit dem gegenüber der Originalmitteilung reduzierten Datenumfang aufgezeigt. 
· für berichtigte Angaben wird ein Vorher-/Nachherbild für den gesamten fachlichen Block übermittelt, wie er sich aus der Gliederung in der Anlage 1 zur PStV ergibt.
Für die Zuordnung einer Berichtigungsmitteilung zur Originalmitteilung wird die Bezeichnung des Standesamtes, welches die Originalmitteilung übermittelt hat sowie die in der Originalmitteilung angegeben Sterberegisternummer verwendet. Sollten im ZTR Berichtigungsmitteilungen eingehen, denen keine Originalmitteilung zugeordnet werden kann, erfolgt eine konventionelle Klärung mit dem sendenden Standesamt. Im Rahmen einer FAV-Sitzung soll über geeignete Maßnahmen in Autista beraten werden, die die Anzahl der ausbleibenden Originalmitteilungen zu reduzieren. 

In Abstimmung mit Vertretern des BNotK wurde festgelegt, dass in einem ersten Schritt elektronische Berichtigungsnachrichten nur aus dem Sterberegister erzeugt werden sollen. Eine Übermittlung aus dem Geburts-, Ehe- und Lebenspartnerschaftsregister und eine Übermittlung im Falle berichtigter Todeserklärungen durch das Standesamt I in Berlin soll weiterhin in Papierform erfolgen.  Falls widererwarten eine nicht unerhebliche Anzahl von Berichtigungen aus anderen Registern in Papierform eingehen, soll über eine Erweiterung der Berichtigungen auf die anderen Register neu entschieden werden. 

Im Zuge der Arbeiten an diesem CR wurde die Gliederung des ZTR-Kapitels vereinfacht und das gesamte Kapitel redaktionell überarbeitet. 
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Problembeschreibung bei Erfassung
Bei der Bearbeitung des CR 10-2016 (Berichtigungen) wurde der Bereich der Standesamtsinternen Berichtigungen betrachtet und neu modelliert. Weitere Berichtigungen (ZTR, Standesamt1 Berlin, Meldebehörden) sollen Schrittweise durch das EG XPersonenstand neu er- oder überarbeitet werden. CR 10-2016 sah vor, dass alle nicht produktiven Berichtigungsmitteilungen aus der Spezifikation gelöscht werden. Das sind bis auf Berichtigungen an die Statistik und die neu erstellten standesamtsinternen Berichtigungen sämtliche Berichtigungsnachrichten. 
Folgende Beschlüsse sind aus CR 10-2016 zu berücksichtigen:
Berichtigungsmitteilungen Standesamt I:
Eine Bearbeitung der Berichtigungsmitteilungen für das Standesamt 1 soll unter Beteiligung von ODIS erfolgen.
Zentrales Testamentsregister:
Das ZTR-Verfahren soll um die Entgegennahme und Verarbeitung von Berichtigungsmitteilungen erweitert werden. 
Bei der Neu-Modellierung müssen die folgenden Aspekte berücksichtigt werden: 
1. Wie erfolgt die Zuordnung von Ursprungsmitteilung und Berichtigungsmitteilung?
2. Wie soll mit der Fehlersituation umgegangen werden, dass z. T. nur die Berichtigungsmitteilungen, nicht aber die Ursprungsnachricht eingeht?
3. Auch wenn der Sonderfall Stilllegung nicht unbedingt elektronisch mitteilgeteilt werden muss, bedarf es expliziter Verfahrensvorgaben für die Standesämter, wie diese Fälle dem ZTR gegenüber mitzuteilen sind. 
4. Für das ZTR sind insbesondere die Berichtigungen von Interesse, die eine Identifikation der Einträge im ZTR und eine Identifikation des zuständigen Nachlassgerichts ermöglichen. Der relevante Datenumfang der Berichtigung an das ZTR besteht also mindestens aus: 
a. Geburtsname, Vorname
b. Geburtsdatum, - ort
c. Geburtsstandesamt
d. Eintragsnummer der Geburt
e. Letzter Wohnort (Der letzte gewöhnliche Aufenthalt)
Berichtigungen StA2MB:
Die Berichtigungen an Meldebehörden sollen in einem gesonderten CR (127/2016) bearbeitet werden.
Weitere Berichtigungen:
Es ist zu prüfen, ob es Bedarf für Berichtigungen in der Datenübermittlung an die Gesundheitsbehörden gibt.
Lösungsvorschlag bei Erfassung
Die Berichtigungen, für die durch das EG ein Bedarf gesehen wird, sollen in Anlehnung an die standesamtsinternen Berichtigungen unter zu Hilfenahme der hierfür erarbeiteten Excel-Tabelle (https://ssl2.bremen.de/osci/sixcms/detail.php?gsid=bremen76.c.6915.de) neu modelliert werden und in das Kapitel Berichtigungen aufgenommen werden. Vermutlich ist eine schrittweise Umsetzung sinnvoll. 
Um eine einheitliche Struktur der Spezifikation zu erhalten ist es evtl. angebracht, auch die Berichtigungen an die Statistik aus dem Kapitel Statistik auszugliedern und in das Kapitel Berichtigungen zu verschieben. 

Bearbeitungsschritte
Bearbeitet durch: ZTR (Hr. Gottschlich)	2016-09-28
Die Verfahrenshersteller schicken uns bisher keine Berichtigungsmitteilungen. Das Standesamt I in Berlin baut seine eigene Lösung. Dort ist nach meinem letzten Kenntnisstand auch nicht geplant, Berichtungen umzusetzen, da die Fallzahlen aus Sicht des Standesamtes eine elektronische Lösung nicht rechtfertigen.
 Die manuelle Bearbeitung von Berichtigungen bindet bei uns Personal. Der eigentlich vollautomatisierte Prozess der Benachrichtigung in Nachlasssachen wird unterbrochen. Dennoch sind wir in der Lage, relativ zügig auch die Berichtigungen in Papierform zu bearbeiten. Erschwert wird die Bearbeitung allerdings dadurch, dass für diese Papiermeldungen keine für die Standesämter verbindliche Form existiert. Jedes Standesamt macht die Mitteilung nach bestem Wissen i.d.R. durch Zweckentfremdung anderer Formulare. Oft müssen unsere Mitarbeiter in den Berichtigungen selbst herausfinden, welche(s) Feld(er) sich gegenüber der ursprünglichen Mitteilung geändert hat. Selbst bei den Mitteilungen müssen wir oft im ersten Schritt prüfen, ob es sich überhaupt um eine Berichtigung handelt oder ob die Papiermeldung erfolgt, weil ein elektronischer Versand aus AutiSta nicht möglich war. Für die Nachlassgerichte am Ende der Prozesskette ist nun nicht mehr sichtbar, was genau von uns berichtigt wurde. Das ZTR kann die Felder, die aufgrund einer Papiermeldung eines Standesamtes berichtigt wurden, nicht gesondert kennzeichnen, wodurch die Arbeit der Nachlassgerichte nicht unbedingt erleichtert wird. Darüber hinaus stellen wir immer wieder fest, dass wir Berichtigungen von Sterbefällen erhalten, die uns vorher noch gar nicht gemeldet wurden.
Bearbeitet durch: ZTR (Hr. Gottschlich) / KoSIT (HW)	2016-09-29
Das ZTR ist mit vorübergehenden Entfernung der Berichtigungsmitteilungen an das ZTR einverstanden. Aus den am [2016-09-28] dargestellten Gründen wird jedoch eine Neu-Modellierung der Berichtigungsmitteilungen an das ZTR für erforderlich gehalten. Das ZTR hat diese Einschätzung mit Fallzahlen unterfüttert (vgl. Anlage 2.) 
Das ZTR-Verfahren würde im Anschluss um die Entgegennahme und Verarbeitung von Berichtigungsmitteilungen erweitert werden. 
Bei der Neu-Modellierung müssen die folgenden Aspekte berücksichtigt werden: 
1. Wie erfolgt die Zuordnung von Ursprungsmitteilung und Berichtigungsmitteilung?
2. Wie soll mit der Fehlersituation umgegangen werden, dass z. T. nur die Berichtigungsmitteilungen, nicht aber die Ursprungsnachricht eingeht?
3. Auch wenn der Sonderfall Stilllegung nicht unbedingt elektronisch mitteilgeteilt werden muss, bedarf es expliziter Verfahrensvorgaben für die Standesämter, wie diese Fälle dem ZTR gegenüber mitzuteilen sind. 
4. Für das ZTR sind insbesondere die Berichtigungen von Interesse, die eine Identifikation der Einträge im ZTR und eine Identifikation des zuständigen Nachlassgerichts ermöglichen. Der relevante Datenumfang der Berichtigung an das ZTR besteht also mindestens aus: 
a. Geburtsname, Vorname
b. Geburtsdatum, - ort
c. Geburtsstandesamt
d. Eintragsnummer der Geburt
e. Letzter Wohnort
Bewertung durch: EG Xpersonenstand	2016-10-19
Einschätzung von Relevanz und Dringlichkeit einer Modellierung von XPS-Berichtigungsmitteilungen:
ZTR
Es wird vermutet, dass die tatsächlichen Fallzahlen der Berichtigungen, die dem ZTR mitzuteilen sind, wesentlich höher sind, als die von Herrn Gottschlich gemeldeten Zahlen. Das bedeutet, dass die Papiermitteilungen an das ZTR häufig unterbleiben.
Eine Aufnahme einer elektronischen Berichtigungsmitteilung an das ZTR in XPersonenstand wird vom EG befürwortet. Der genannte Datenumfang passt zur gewählten Systematik für elektronische Berichtigungsmitteilungen.
Bearbeitung durch: KoSIT (HW)	2016-12-22
Als Vorbereitung für eine Befassung in der EG wurde die Excel-Tabelle „Berichtigung – Relevante Datenfelder“ für die Nachricht 065010 fortgeschrieben. 
Die Betrachtung, welche Datenfelder aus den Registern gegenüber dem ZTR berichtigt werden könnten, wurde für jedes Register separat durchgeführt, weshalb 4 neue Spalten in die Excel-Tabelle aufgenommen wurden. Darin sind die Felder, die im vom ZTR am 2016-09-29 geforderten Mindestumfang enthalten sind, mit einem „x“ gekennzeichnet. Weitere evtl. sinnvolle Datenfelder, die berichtigt werden könnten sind mit einem „(x)“ gekennzeichnet. Das Ergebnis ist in der folgenden Tabelle zusammengefasst. 
	 
	G2ZTR
	E2ZTR
	L2ZTR
	S2ZTR

	Mindestumfang
	
	
	
	

	Geburtsname
	1001 + 1002
	2113+2114 / 2213+2214
	3113+3114 / 3213+3214
	4203+4204

	Vorname
	1005 + 1006
	2115+2116 / 2215+2216
	3115+3116 / 3215+3216
	4205+4206

	Geburtsdatum
	1040
	2140 / 2240
	3140 / 3240
	4240

	Geburtsort
	1050 + 1051
	2150+2155 / 2250+2255
	3150+3155 / 3250+3255
	4250+4255

	Geburtsort, Staat
	1057
	2157 / 2257
	3157 / 3257
	4257

	Geburtsstandesamt
	---
	2170+2171 / 2270+2271
	3170+3171 / 3270+3271
	4270+4271

	Eintragsnummer
	---
	2175 / 2275
	3175 / 3275
	4275

	Letzter Wohnort
	---
	---
	---
	4290-4297

	Weitere Datenfelder
	 
	 
	 
	 

	Familienname
	---
	2111+2112 / 2211+2212
	3111+3112 / 3211+3212
	4201+4202

	Geschlecht
	1120
	2120 / 2220
	3120 / 3220
	4220

	Staatsangeh.
	1180
	---
	---
	---

	Todestag
	1940 + 1942
	2440+2442 / 2540+2542 
	3440+3442 / 3540+3542 
	4140+4142

	Sterbeort
	1950 + 1955
	2450+2455 / 2550+2555
	3450+3455 / 3550+3555
	4150 + 4155

	Sterbeort, Staat
	1957
	2457 / 2557
	3457 / 3557
	4157

	Festgestellter Todestag
	1962
	2462 / 2562
	3462 / 3562
	4662

	Todeserklärung, Staat
	1964
	2464 / 2564
	3464 / 3564
	4664


 
Die Betrachtung der Nachricht 066010 (Nachrichten aus der Sammlung für Todeserklärung an das ZTR) sollte unter Beteiligung von Vertretern aus dem Standesamt 1 in Berlin erfolgen. 
Bewertung durch: EG XPersonenstand	2017-01-11
Berichtigungsmitteilung an das ZTR: 
Auf Basis der Vorarbeiten vom 2016-09-28, 2016-10-19 und 2016-12-22 kommt das EG zu folgenden Ergebnissen: 
· Das EG hält die Übermittlung von Berichtigungsnachrichten aus anderen Registern als dem Sterberegister nicht für notwendig. Die Fallzahl, in der ein Registereintrag nach Eintragung des Todesfalls im Ausland noch hinsichtlich der Angaben zum Namen oder zur Geburt berichtigt wird, sollte gegen Null gehen (Angaben zur Wohnanschrift werden in diesen Einträgen nicht gespeichert). 
· Die Nachricht an das ZTR enthält ausschließlich die vom ZTR (Bearbeitung vom 2016-09-29) geforderten Felder. Diese sollen wie folgt gegliedert werden: 
· verstorbenePerson
· Familienname, Geburtsname, Vornamen
· jeweils die ausländische Namensart 
· geburt
· Geburtsort, -staat
· Geburtsdatum
· Geburtseintrag
· letzteAnschrift
· Ausländische Namensarten sollen zwar übermittelt werden, eine Änderung, die sich nur darauf bezieht aber nicht zwingend an das ZTR übermittelt werden.
· Es erfolgt keine direkte Zuordnung zur Ursprungsnachricht. Die Zuordnung der Nachrichten sollte vielmehr darüber erfolgen, dass sich beide Nachrichten auf denselben Registereintrag beziehen. Das EG schlägt vor, dass beide Nachrichten Identifikationsdaten zum Eintrag im Geburtenregister enthalten. 
· Der Fall, dass eine Berichtigungsmitteilung ohne Ursprungsnachricht eintrifft muss konventionell behandelt werden. Es sollte sich um Einzelfälle handeln und eine automatische Lösung ist unter den technischen und organisatorischen Rahmenbedingungen nicht möglich.
· Die Frage nach der Stilllegung kann nur auf einem Missverständnis beruhen. Stilllegungen sind nur bei Nacherfassung möglich. Die Nacherfassung eines Sterbefalls löst keine Mitteilung an das ZTR aus. 
Frau Metzner nimmt Kontakt mit dem ZTR auf um den Vorschlag zur Zuordnung zu diskutieren und nach einem Fallbeispiel zur „Stilllegung“ zu fragen, damit ggf. ein Missverständnis ausgeräumt werden kann. Frau Metzner informiert die KoSIT zeitnah über das Ergebnis des Gesprächs.
Die KoSIT erstellt einen Modellierungsvorschlag. Dieser wird zunächst mit dem EG abgestimmt, bevor er zur Abstimmung an das ZTR geht.
Korrekturmitteilungen für familienrechtliche Beurkundungen: 
Korrekturmitteilungen bei familienrechtlichen Erklärungen an das Standesamt 1 Berlin werden erst behandelt, wenn Vertreter des Standesamt 1 Berlin anwesend sind.
Für eine Befassung im Expertengremium wäre außerdem ein Fallbeispiel hilfreich, da den anwesenden Experten nicht ersichtlich war, in welchen Fällen eine familienrechtliche Erklärung korrigiert wird. 
Bewertung durch: KoSIT	2017-01-23
Der Änderungsantrag wird aufgeteilt: 
· Berichtigungen an das ZTR  weiterhin in diesem Dokument
· Berichtigungen an das StA1B  CR 2/2017
· Korrekturen von familienrechtlichen Erklärungen an das StA1B  CR 3/2017
Bewertung durch: VfSt (Hr. Horn)	2017-01-25
Eine Nachfrage beim ZTR hat ergeben, dass es sich bei den vom ZTR ins Gespräch gebrachten Berichtigungen von Stilllegungen, um Fälle handelte, in denen Einträge stillgelegt wurden, die eigentlich hätten berichtigt werden sollen.  
Mit den Standesämtern wurde telefoniert. Eine FAQ oder eine Anweisung des BMI wären sinnvoll.
Bewertung durch: KoSIT (HW)	2017-02-02
Nach den der KoSIT vorliegenden Informationen wird es eine FAQ des Verlags geben, in dem für die Standesämter der Unterschied zwischen Berichtigung und Stilllegung erörtert wird. Eine Befassung des EGs zu den Hinweisen von Herrn Horn (25.02.2017) ist daher nicht erforderlich. 
Bearbeitet durch: KoSIT (Vahjen)	2017-02-02
Die Tabelle mit den relevanten Datenfeldern wurde in die sitzungsübergreifenden Unterlagen im internen Bereich auf der Website aufgenommen und aus der Anlage zum CR entfernt.
https://ssl2.bremen.de/osci/sixcms/detail.php?gsid=bremen76.c.6915.de
Bearbeitet durch: VfSt (Metzner)/ZTR(Gottschlich)	2017-02-02
Das Gesprächsergebnis zwischen VfSt und ZTR liegt als Anlage 3 zum CR vor. 
Bearbeitet durch: ZTR(Gottschlich) / KoSIT (Weber)	2017-02-27
Es wird fernmündlich folgender Prozess abgestimmt: 
Sofern eine der dem ZTR in der 065010 mitgeteilten Angaben im Standesamt berichtigt wird, verschickt es nach der Berichtigung im Register eine Berichtigungsnachricht (065100) an das ZTR. Diese 065100 soll strukturidentisch zur 065010 modelliert werden. Die vom Standesamt versendete 065100  enthält neben den berichtigten Angaben auch alle in der Originalmitteilung übermittelten Angaben in unveränderter Form. 
Im ZTR wird anhand der Angaben zum Sterbeeintrag die Berichtigungsnachricht der Originalmitteilung zugeordnet. Das ZTR übernimmt dann die berichtigten Angaben aus Berichtigungsnachricht und stößt in Abhängigkeit von den geänderten Angaben die erforderlichen Folgeprozesse an. 
Sollte das ZTR eine Berichtigungsnachricht keiner Originalmitteilung zuordnen können, behandelt es die Berichtigungsnachricht wie eine Originalmitteilung. Eine ggf. nachträglich eintreffende Originalmitteilung wird vom ZTR dann ignoriert. 
Sollten zu einem Sterbeeintrag mehrere Berichtigungsmitteilungen im ZTR eingehen, so werden diese in der Reihenfolge ihrer Erstellung (Erstellungszeitpunkt der Nachricht) abgearbeitet. 
Die KoSIT wird diesen Prozess-Entwurf erneut in der Expertengruppe vorstellen und ausarbeiten. Der Prozess und die Nachrichten sollen dann in Abstimmung mit dem ZTR fertiggestellt werden. 
Die Berichtigungsmitteilung des Standesamt 1 in Berlin soll im Anschluss daran analog zur 065100 ausgestaltet werden. Die Abstimmungen mit dem Standesamt 1 in Berlin sollen aufgenommen werden, sobald die 065100 einen belastbaren Stand hat. 
Bewertung durch: EG XPersonenstand	2017-03-08
Das EG akzeptiert grundsätzlich das zwischen KoSIT und ZTR abgestimmte Vorgehen (siehe CR, Bearbeitung 2017-02-27). Der Zusatzaufwand im Standesamt und im Fachverfahren wird als gering eingeschätzt. Es wird den Anforderungen des Empfängers gefolgt um die Arbeitsweise des ZTR zu unterstützen.
Das EG beschließt, die Berichtigungsnachricht und Prozessbeschreibung in das ZTR-Kapitel aufzunehmen. Im Benachrichtigungskapitel wird auf die ZTR-Berichtigung wie auf die Statistik-Berichtigung hingewiesen.
Im Zuge der Anpassung des Prozessmodells und der -beschreibung soll klargestellt werden, dass Berichtigungen an das ZTR lediglich aus dem Sterberegister erfolgen sollen. 
Das EG beschließt, dass prinzipiell nur Daten aus dem Register in die Berichtigungsnachricht aufgenommen werden können. Die Aufnahme der übrigen Hilfsdaten würde einen erheblichen Aufwand für die Standesbeamten darstellen, da die Originalnachricht und die Vorgangsdaten zum Zeitpunkt der Berichtigung i. d. R. nicht mehr vorliegen.
Nicht berichtigt werden können somit:
· Staatsangehörigkeit des Verstorbenen
· Geburt und Sterbefall des Ehe- oder Lebenspartners
· Auskunftsgeber
· Kind(er) des Verstorbenen
· Nachlass
Die Berichtigungsnachricht wird so modelliert, dass nur die Felder der Originalnachricht enthalten sind, die auch berichtigt werden können. Ansonsten wird die Struktur der Originalnachricht verwendet. D.h. aber auch, dass Berichtigungsnachrichten nicht als Originalnachricht verarbeitet werden können.
Das Feld beurkundungsdatum sollte in 065010 und 065100 nicht mehr benötigt werden, da es nur für einen Übergangszeitraum interessant war. Das Feld sollte nach Abstimmung mit dem ZTR gelöscht werden.
Die KoSIT wird die beschriebenen Änderungen umsetzen und an den VfSt zur Prüfung geben. Anschließend wird die KoSIT die Umsetzung mit dem ZTR abstimmen. Bei signifikanten Änderungswünschen des ZTR wird das EG im Umlaufverfahren befasst.
Bewertung durch: KoSIT (Weber)	2017-03-15
Aufgrund der Ergebnisse der EG XPS vom 8.3.17 wurden folgende Änderungen an der Spezifikation vorgenommen: 
· Anwendungsfalldiagramm (Abbildung 7.1) um Berichtigungen ergänzt. 
· Prozessbeschreibung und –diagramm in Kapitel 7.2.2 aufgenommen
· Detailbeschreibung und entsprechende Nachricht 064100 (064XXX, da sie nur aus dem Sterberegister gesendet wird) für Berichtigung in Kapitel 7.10.1 aufgenommen
· Passgenaue, mittels Restriction abgeleitete Datentypen für die Berichtigungsnachricht 064100 aufgenommen
· StA2ZTR.Berichtigung.AngabenZurPerson (Kapitel 7.4.4)
· StA2ZTR.Berichtigung.EheOderLebenspartner (Kapitel 7.4.5)
· StA2ZTR.Berichtigung.VerstorbenePerson (Kapitel 7.4.6)
· Im allgemeinen Berichtigungskapitel 11 wurde ein Verweis auf die Berichtigungsmitteilungen an das ZTR aufgenommen. 
Die Inhalte des ZTR-Kapitels waren stark veraltet (Stand 2010). Dies wurde zum Anlass genommen, die Gliederung des Kapitels zu vereinfachen und das gesamte Kapitel redaktionell zu überarbeiten. Besonders hervorzuheben sind: 
· Kapitel 7.1 (Ausgangssituation und Zielsetzung) wurde vollständig neu geschrieben. 
· Das Aktivitätsdiagramm in Kapitel 7.2 wurde aufgeteilt und die verschiedenen Übermittelungsprozesse in eigenen Unterkapiteln beschrieben. 
· In den Kapitel 7.5, 7.6 und 7.8 wurden die unnötigen Unterkapitel aufgelöst und die jeweilige Prozessbeschreibung verschlankt. 
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2017-04-04
Der Entwurf wurde dem VfSt (Herr Horn) zur Prüfung übersandt. Es gab eine Anmerkung zur Dokumentation der Prozessbeschreibung. Aus der Beschreibung ging nicht hervor, dass die Berichtigungsmitteilung neben den berichtigten Angaben, nur die Angaben enthält, die sich aus dem Registereintrag in die Nachricht übernehmen lassen. Die entsprechende Passage wurde überarbeitet. 
Der Entwurf wurde der Bundesnotarkammer (Herr Gottschlich) mit Bitte zugeleitet zu prüfen: 
1. die Prozessbeschreibung in Kapitel 7.2.2, das damit verbundene Aktivitätsdiagramm und Kapitel 7.10.1  zu prüfen und zu kommentieren. Bitte berücksichtigen Sie dabei insbesondere, 
0. dass nunmehr elektronische Mitteilungen über Berichtigungen nur aus dem Sterberegister vorgesehen sind und Berichtigungen aus den anderen Registern weiterhin auf Papier mitgeteilt werden. 
0. dass der Prozess nun vorsieht, dass nur Registerdaten in den Berichtigungsmitteilung übermittelt werden, sodass eine Berichtigungsmitteilung vom ZTR nicht mehr als Originalmitteilung behandelt werden kann. An dieser Stelle ist noch zu klären, wie der Prozess ausgestaltet werden soll, wenn zu einer Berichtigungsmitteilung keine Originalmitteilung eingegangen ist. 
1. mir Ihre Einschätzung zu der Frage mitzuteilen, ob Berichtigungen der Sammlung des Standesamts I in Berlin elektronisch über XPersonenstand mitgeteilt werden sollten. 
1. zu bestätigen, dass das Kindelement „beurkundungsdatum“ aus der Originalmitteilung 065010 nicht mehr erforderlich ist.
1. die Mitteilung 064100 in Kapitel 7.10.1.1 zu prüfen und zu kommentieren. Die Mitteilung wurde gegenüber der 065010 um alle jene Elemente bereinigt, die nicht im Sterberegister gespeichert werden. 

Neben den Änderungen am Kapitel zur Mitteilung von Berichtigungen haben wir die Gliederung des Kapitels vereinfacht und die stark veralteten Inhalte überarbeitet. Ich möchte Sie daher außerdem darum bitten, die neugeschriebenen Kapitel zur „Ausgangssituation und Zielsetzung“ (7.1) und zur „Übersicht über den Ablauf“ (7.2) sowie die verschlankten Prozessbeschreibungen in den Kapiteln 7.5 bis 7.8 auf inhaltliche Korrektheit zu prüfen. 
Bearbeitet durch: ZTR (Gottschlich)	2017-06-02
Vorweg möchten wir darauf hinweisen, dass sich der Inhalt von Sterbefallmitteilungen nach § 78c Satz 1 Bundesnotarordnung (BNotO) i.V.m. § 6 der Testamentsregister-Verordnung (ZTRV) richtet. Es lässt sich mit guten Argumenten vertreten, dass die in § 6 ZTRV geforderten Angaben gleichermaßen für Berichtigungen von Sterbefallmitteilungen gelten. Daran gemessen würde der Inhalt der Berichtigungen hinter den gesetzlichen Vorgaben zurückbleiben. 
Zu den einzelnen aufgeworfenen Fragen in Ihrer E-Mail nehmen wir aus praktischer Sicht wie folgt Stellung:
Zu 1.a: Elektronische Berichtigungen nur aus dem Sterberegister
Aus Sicht des Zentralen Testamentsregisters (ZTR) ist es misslich, dass in Zukunft nur Berichtigungen aus dem Sterberegister elektronisch erfolgen sollen. Hintergrund der elektronischen Datenübermittlung ist u.a. die daran anknüpfende Automatisierung der Informationsverarbeitung und die damit verbundene Arbeitsentlastung. Die Unterscheidung zwischen Berichtigungen aus dem Sterberegister und sonstigen Registern kann diese Arbeitserleichterung nicht erreichen. Die bisherige manuelle Lösung, deren Fehleranfälligkeit sowie der damit verbundene Aufwand im ZTR bleiben für die Berichtigungen aus den übrigen Registern erhalten. Zugleich fällt Mehraufwand für das ZTR an, um eine Lösung für elektronische Berichtigungen aus dem Sterberegister umzusetzen. 
Zur Vermeidung von Mehraufwand ist daher eine einheitliche Umsetzung elektronischer Sterbefallberichtigungen wünschens- und empfehlenswert. Aus rechtlicher Sicht ist die elektronische Übermittlung von Daten für alle Berichtigungen, unabhängig davon, aus welchem Register die Berichtigung erfolgt, ohnehin schon jetzt geboten (vgl. §§ 63 Personenstandsverordnung, 9 Absatz 1 ZTRV). Jedenfalls perspektivisch sollte eine einheitliche Umsetzung erfolgen. 
Wenn eine einheitliche Umsetzung vorerst nicht erfolgt, ist es aus Sicht des ZTR jedenfalls wünschenswert, dass für Berichtigungen in Papierform eine einheitliche Vorlage verbindlich wird. Bisher werden die Berichtigungen in Papierform mit unterschiedlichen Vorlagen in unterschiedlicher Qualität mitgeteilt. Dieses Vorgehen verursacht erheblichen Aufwand beim ZTR. An dieser Stelle ließe sich durch Einführung einer verbindlichen Vorlage für Berichtigungen die beim ZTR anfallende Arbeit erleichtern. Daran anknüpfend könnte im ZTR eine automatisierte Datenverarbeitung ermöglicht werden, indem Berichtigungen in Papierform nach Eingang beim ZTR automatisiert digitalisiert werden.  

Zu 1.b und 4: Eingeschränkter Inhalt von Berichtigungen
Wir möchten voranstellen, dass aus dem Änderungsantrag für uns nicht klar hervorgeht,
1. was „Daten aus dem Sterberegister“ und was die „übrigen Hilfsdaten“ sind und
1. ob die geplanten Änderungen auch für Papierberichtigungen gelten.
Diese Aspekte sind vor einer abschließenden Stellungnahme zu klären. Ein Verweis auf die entsprechenden XML Schema Definitionen erscheint uns nicht ausreichend. Wir gehen davon aus, dass mit Daten aus dem Sterberegister die in § 31 Absatz 1 Personenstandsgesetz (PStG) genannten Angaben und mit übrigen Hilfsdaten die in § 31 Absatz 2 PStG in Bezug genommenen Fälle gemeint sind. Wir bitten darum, diese Punkte mit uns zu klären. 
Im Ergebnis gehen wir davon aus, dass die eingeschränkte Übermittlung von Daten ans ZTR im Regelfall aus Sicht der ZTR-Praxis ausreichend ist. 
Die Zuordnung einer Berichtigung zu einer Sterbefallmitteilung erfolgt im Regelfall anhand der Angaben zur Sterberegisternummer und zum Sterbestandesamt. Zwingend sind daher jedenfalls die Sterberegisternummer und das Sterbestandesamt anzugeben. Die übrigen in § 6 ZTRV genannten Daten sind aus Sicht des ZTR für die Zuordnung einer Berichtigung zu einer Sterbefallmitteilung nicht zwingend erforderlich. 
Problematisch erscheint die eingeschränkte Mitteilung von Daten aus Sicht des ZTR allerdings in den Fällen, in denen die Berichtigung keiner Sterbefallmitteilung zugeordnet werden kann. In der bisherigen Praxis wird ein derartiger Vorgang beim ZTR auf Wiedervorlage gelegt und ggf. bei wiederholter Unmöglichkeit der Zuordnung eine originäre Sterbefallbenachrichtigung erzeugt und ans Nachlassgericht geschickt. Ein derartiges Vorgehen wird nicht mehr möglich sein, wenn das ZTR vom Standesamt nur die Daten aus dem Sterberegister erhält. Diese Daten reichen nicht aus, um eine Sterbebenachrichtigung für das Nachlassgericht zu erzeugen. Wie dieser Fall in Zukunft gelöst werden kann, ist aus Sicht des ZTR noch zu klären (siehe „Sonstiges“). In jedem Fall ist das ZTR zur Lösung dieser Fälle auf die Mitwirkung des übermittelnden Standesamts angewiesen. 
Inwieweit die eingeschränkte Angabe der Daten für die Justiz ein Problem darstellt, können wir nicht abschließend beurteilen. Wir gehen davon aus, dass Sie diese Frage gesondert mit Vertretern der Justiz abgesprochen haben. Zu bedenken geben wir, dass die Daten aus § 6 Absatz 2 Satz 1 ZTRV allein für die Gerichte relevant sind und daher vom ZTR gemäß § 6 Abs. 2 Satz 3 ZTRV unverzüglich nach Beendigung des Benachrichtigungsverfahrens gelöscht werden. Wenn durch Berichtigung des letzten Wohnsitzes des Verstorbenen ein anderes Nachlassgericht zuständig wird, kann das ZTR dem nun zuständigen Gericht ggf. die sonstigen Daten nach § 6 Absatz 2 Satz 1 ZTRV nicht mitteilen.
Wir möchten schließlich anregen, dass für das ZTR sowie die Nachlassgerichte gekennzeichnet wird, welche konkreten Daten gegenüber der ursprünglichen Sterbefallmitteilung geändert worden sind. Bisher ist es erforderlich, dass im ZTR und beim Nachlassgericht untersucht wird, welche Änderungen die Berichtigung gegenüber der Sterbefallmitteilung bringt. 

Zu 2: Elektronische Berichtigung Todeserklärungen
„Mitteilung über eine Aufnahme eines Beschlusses in die Sammlung der Beschlüsse über Todeserklärungen“ (nachfolgend kurz Todeserklärungen) des Standesamts I in Berlin sind selten. Dementsprechend selten sind Berichtigungen von Todeserklärungen. Angesichts der geringen Fallzahlen kann deren Berichtigung aus Sicht des ZTR weiterhin ausschließlich manuell erfolgen.
Zu 3: Löschung des Kindelements „beurkundungsdatum“ aus der Originalnachricht 065010
Die Beschreibung dieses Elements in der Spezifikation lautete „Dabei handelt es sich um das Beurkundungsdatum des Sterbefalls, das nach Aussage der Bundesnotarkammer (BNotK) ausschließlich für die Entscheidung der Zuständigkeit nach Art. 7 § 4 ZTRG (Mitteilungswesen im Übergangszeitraum) erforderlich ist.“
Wir nehmen an, dass das § 4 des Testamentsverzeichnisüberführungsgesetzes (TVÜG) in Bezug genommen ist.
Wir verweisen auf § 6 Abs. 1 Nr. 11 ZTRV, wonach das „Beurkundungsdatum des Sterbefalls“ erforderlicher Bestandteil der Sterbefallmitteilungen ist, der somit nicht entfernt werden kann. 
Sonstiges
Kapitel „Ausgangssituation und Zielsetzung“ (7.1)
Es könnte in diesem Kapitel auf die maßgeblichen Rechtsvorschriften für Mitteilungen der Standesämter an das ZTR verwiesen werden. Dies sind auch § 78c BNotO und die Vorschriften der ZTRV.
Abbildung 7.1 könnte ergänzt werden. Berichtigt werden nicht nur Einträge im Sterberegister, sondern auch aus anderen Personenstandsregistern. Lediglich die elektronische Übermittlung von Berichtigungen ist nur aus dem Sterberegister vorgesehen.

Kapitel „Übersicht über den Ablauf“ (7.2)
Die Aussage „Wenn für die verstorbene Person keine Verwahrangaben gespeichert sind, wird die Nachricht des Standesamts ignoriert und bleibt folgenlos“ ist zu pauschal. Die Oberlandesgerichte haben die Möglichkeit, für alle Nachlassgerichte in ihrem Zuständigkeitsbereich sogenannte „Negativmitteilungen“ zu bestellen.
Abbildung 7.2 ist dementsprechend nicht vollständig.
Im Abschnitt „7.2.2 Datenübermittlung aufgrund von Berichtigungen im Sterberegister“ sollte nach dem zweiten Satz ergänzt werden, dass die Zuordnung einer Berichtigung zum Original anhand der eindeutigen Kombination aus Sterberegisternummer und Sterbestandesamt erfolgt. Das Sterbestandesamt ist dazu immer mittels Behördenschlüssel (aus Codeliste Standesamtsnummern im XRepository) zu referenzieren. 

Mögliches Vorgehen bei fehlender Originalmitteilung
Zukünftig könnte folgendermaßen vorgegangen werden. Wenn eine zu berichtigende Mitteilung nicht gefunden werden kann, wird die Nachricht ignoriert und in einem manuellen Klärungsprozess verarbeitet. Dieser sieht vor, dass das ZTR dem Standesamt die nicht zuordenbare Nachricht mitteilt und anschließend das Standesamt mit entsprechender Hilfe der jeweils zuständigen Verfahrens- und Infrastrukturbetreiber deren Weg innerhalb seiner Infrastruktur soweit wie möglich verfolgt. Erst wenn dort kein Verlust nachgewiesen werden kann, wird das ZTR wieder aktiv. 

Mehrere aufeinanderfolgende Berichtigungen werden nach der Reihenfolge des Eintreffens beim ZTR bearbeitet. Der Erstellungszeitpunkt kann nicht berücksichtigt werden, da die Mitteilungen sofort mit Eingang bearbeitet werden.
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2017-08-30
Folgende sich aus der ZTR-Stellungnahme (vgl. [2017-06-02]) ergebenden Fragestellungen sind auf Expertengremium im September unter Beteiligung des ZTRs zu diskutieren. 
Fragestellung 1) Berichtigungen aus welchen Registern 
Sichtweise des EGs (vgl. [2017-01-11]):
Das EG hält die Übermittlung von Be0richtigungsnachrichten aus anderen Registern als dem Sterberegister nicht für notwendig. Die Fallzahl, in der ein Registereintrag nach Eintragung des Todesfalls im Ausland noch hinsichtlich der Angaben zum Namen oder zur Geburt berichtigt wird, sollte gegen Null gehen (Angaben zur Wohnanschrift werden in diesen Einträgen nicht gespeichert). 
Sichtweise ZTR (vgl. [2017-06-02]):
Zur Vermeidung von Mehraufwand ist daher eine einheitliche Umsetzung elektronischer Sterbefallberichtigungen wünschens- und empfehlenswert. Aus rechtlicher Sicht ist die elektronische Übermittlung von Daten für alle Berichtigungen, unabhängig davon, aus welchem Register die Berichtigung erfolgt, ohnehin schon jetzt geboten (vgl. §§ 63 Personenstandsverordnung, 9 Absatz 1 ZTRV). Jedenfalls perspektivisch sollte eine einheitliche Umsetzung erfolgen. 
(…)
Wenn eine einheitliche Umsetzung vorerst nicht erfolgt, ist es aus Sicht des ZTR jedenfalls wünschenswert, dass für Berichtigungen in Papierform eine einheitliche Vorlage verbindlich wird. (…) Daran anknüpfend könnte im ZTR eine automatisierte Datenverarbeitung ermöglicht werden, indem Berichtigungen in Papierform nach Eingang beim ZTR automatisiert digitalisiert werden.
Auf dem Expertengremium muss eine Entscheidung über das weitere Vorgehen getroffen werden. 
Fragestellung 2) 
Ob der reduzierte Datenumfang für die Justiz ausreicht, kann vom ZTR nicht beurteilt werden. Auf dem Expertengremium ist gemeinsam zu klären, ob und mit wem eine solche Abstimmung geleistet werden kann. 
Alternativ könnte für die ZTR-Berichtigungen – wie für die übrigen Berichtigungsmitteilungen (vgl. Kapitel 11.2.1 Ziffer 2) – festgelegt werden, dass Berichtigungen, die nicht vollständig elektronisch mitgeteilt werden können, konventionell mitzuteilen sind. Nicht-Registerinhalte werden vermutlich nur in absoluten Ausnahmefällen überhaupt jemals berichtigt werden, die konventionellen Klärungen also extrem selten erforderlich sein. 
Fragestellung 3) 
Daten nach § 6 Abs. 2 ZTRV werden vom ZTR nur durchgereicht und anschließend gelöscht. Sofern durch eine Berichtigung (des letzten Wohnsitzes) ein anderes Nachlassgericht zuständig wird, kann das ZTR deshalb keine Sterbefallbenachrichtigung für das Nachlassgericht erzeugen.
Die Folgen der ausbleibenden Sterbefallbenachrichtigung an das Nachlassgericht sind auf dem Expertengremium zu erarbeiten und gemeinsam abzuwägen, gegen den Mehraufwand der dafür auf Seiten der Standesämter erforderlich wäre.
Fragestellung 4) 
Das ZTR wünscht sich eine Kennzeichnung, welche Daten sich im Zuge der Berichtigung geändert haben. 
Die Anwendung des für Berichtigungen in XPersonenstand üblichen Modellierungsmusters (vgl. Kapitel 11.2.4) ermöglicht es dem ZTR, die konkreten Änderungen anhand der Mitteilung zu erkennen. 
Fragestellung 5)
Mehrere aufeinanderfolgende Berichtigungen werden nach der Reihenfolge des Eintreffens beim ZTR bearbeitet.
Die Anwendung des für Berichtigungen in XPersonenstand üblichen Modellierungsmusters (vgl. Kapitel 11.2.4) erlaubt es dem ZTR zumindest, die mitgeteilten Änderungen mithilfe des Vorher-Nachher-Bildes zu plausibilisieren. 
Fragestellung 6)
Die Zuordnung der Berichtigungsmitteilung zur Sterbefallnachricht erfolgt im ZTR anhand der Angaben zum Sterbeeintrag (Standesamtsnummer und Registernummer des Sterbefalls). 
Es ist zu diskutieren, ob bei Berichtigungen aus dem Geburten-, Ehe- und LP-Register die geforderten Angaben zum Sterbefall vorliegen. Dabei muss berücksichtigt werden, dass es sich bei der Standesamtsnummer auch um eine Standesamtsnummer eines nunmehr „verwaltenden Standesämtern“ handeln kann.
Fragestellung 7) Umgang mit nicht-zuordenbaren Berichtigungen  
Sichtweise des EGs (vgl. [2017-01-11]):
Der Fall, dass eine Berichtigungsmitteilung ohne Ursprungsnachricht eintrifft muss konventionell behandelt werden. Es sollte sich um Einzelfälle handeln und eine automatische Lösung ist unter den technischen und organisatorischen Rahmenbedingungen nicht möglich.
Sichtweise ZTR (vgl. [2017-06-02]):
Dieser [manuelle Klärungsprozess] sieht vor, dass das ZTR dem Standesamt die nicht zuordenbare Nachricht mitteilt und anschließend das Standesamt mit entsprechender Hilfe der jeweils zuständigen Verfahrens- und Infrastrukturbetreiber deren Weg innerhalb seiner Infrastruktur soweit wie möglich verfolgt. Erst wenn dort kein Verlust nachgewiesen werden kann, wird das ZTR wieder aktiv.
Sofern die These stimmt, dass es sich hier um Einzelfälle handelt, sollte eine Klarstellung in die Spezifikation aufgenommen werden, dass diese Fälle konventionell/manuell geklärt werden und dass die „Bringschuld“ beim Standesamt und dessen Dienstleistern liegt. 
Sollte die These nicht stimmen, ist auf dem Expertengremium festzulegen, ob es weiteren Regelungsbedarf in XPersonenstand gibt (Auswirkungen auf die 065010, Rückweisungen, etc.). 
Umsetzungen aufgrund der Rückmeldungen vom ZTR
1. Klarstellung erforderlich, welche Daten aus dem Sterberegister berichtigt werden können und was übrige Hilfsdaten sind 
2. Klarstellen es aufgrund der äußert geringen Fallzahlen keine Mitteilung für die Berichtigung von Todesklärungen braucht. 
3. Wiederaufnahme des Elements beurkundungsdatum in die Nachricht 065010
4. Übernahme der Anmerkungen vom ZTR zu Kapitel 7.1
5. Übernahme der Anmerkungen vom ZTR zu Kapitel 7.2 Absatz 1 und 2
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand	2017-09-13
Das EG fasst zu den Fragestellungen aus der Bearbeitung vom 2017-08-30 folgende Beschlüsse:
1. Fragestellung 1 (Quellregister):
· Im ersten Schritt sollen nur aus dem Sterberegister elektronische Berichtigungsnachrichten erzeugt werden. 
· Falls dann noch eine nicht unerhebliche Anzahl von Berichtigungen aus anderen Registern in Papierform eingehen, soll über eine Erweiterung der Berichtigungen auf die anderen Register neu entschieden werden.
· Ein einheitliches Formular für die konventionelle Übermittlung soll noch nicht erstellt werden. Es soll erst abgewartet werden, wie hoch die Fallzahlen für die Berichtigungen aus anderen Registern nach der Umsetzung der Mitteilung für das Sterberegister sind.

2. Fragestellung 2 (reduzierter Datenumfang):
· Es sollen nur die Daten, die im (Sterbe-)Register gespeichert werden, berichtigt werden können.
· Das EG und die BNotK können nicht beurteilen, ob dies für die Datenempfänger des ZTR ausreichend ist
· Die BNotK tendiert zu der Auffassung, dass § 78e BNotO (Übermittlung der Sterbefallmitteilung) für Berichtigungsmitteilungenhier nicht greift, es also keine rechtliche Grundlage für eine vollständige Berichtigung gibt. Zugleich weist die BNotK darauf hin, dass eine andere Auffassung an dieser Stelle denkbar ist. 
· Dies und das beschlossene Vorgehen wird die BNotK auf der nächsten BLK-Sitzung zum Thema ZVR/ZTR Ende Oktober vorstellen. Es werden auch einzelne Vertreter der Justiz anwesend sein.
· Das EG regt an, die Sitzung auch dafür zu nutzen, die Nachlassgerichte darauf hinzuweisen, dass aufgrund der Nachrichten des ZTR Anforderungen von Sterbeurkunden und weiteren Dokumenten an die Standesämter regelmäßig nicht notwendig sind. Die BNotK weist diesbezüglich darauf hin, dass die BLK-Sitzung nicht der richtige Rahmen sein dürfte, um das Thema zu klären. Sinnvollerweise sollte dieses Thema gegenüber den einzelnen Justizverwaltungen bzw. dem BMJV adressiert werden.

3. Fragestellung 3 (Änderung des zuständigen Nachlassgerichts):
Das ZTR würde Berichtigungen der Wohnanschrift, an das Nachlassgericht senden, das Empfänger der Originalnachricht war. Ergibt sich aus der neuen Wohnanschrift eine Änderung der nachlassgerichtlichen Zuständigkeit, kann sich das Nachlassgericht in diesem Fall für unzuständig erklären und den Fall an das zuständige Nachlassgericht abgeben. Die Abgabe läuft ohne Beteiligung der Standesämter und des ZTR. In diesem Fall müsste das ursprünglich benachrichtigte Nachlassgericht die sonstigen Daten im Sinn von § 6 Abs. 2 ZTRV an das zuständige Nachlassgericht weitergeben, da die BNotK diese Daten aus datenschutzrechtlichen Gründen nicht speichert.

4. Fragestellung 4 (Kennzeichnung geänderter Daten):
· Das EG beschließt, für die Berichtigungsnachrichten an das ZTR das Vorgehen aus dem Kapitel 11 „Berichtigungen“ anzuwenden. Dies bedeutet insbesondere, dass nur Registerfelder berichtigt werden und zu jeder Berichtigung ein Vorher-/Nachher-Bild übermittelt wird.
· Das ZTR stellt fest, dass dies nur bei vorliegender Originalnachricht ausreichend ist. (siehe Fragestellung 7).

5. Fragestellung 5 (Reihenfolge bei mehreren Berichtigungen zu einer Originalnachricht):
Bei Empfang einer Berichtigungsmitteilung kann durch einen Vergleich des Vorher-Bildes mit dem Registerinhalt festgestellt werden, ob sich die Berichtigung auf den aktuellen Datenbestand bezieht. Bei Abweichungen muss die Nachricht zurückgestellt werden, da eine noch nicht verarbeitete Berichtigungsmitteilung in der Verarbeitungsreihenfolge fehlt. Nach angemessener Zeit wird beim Absender auf konventionellem Wege nachgefragt.
Die BNotK ist der Meinung, dass diese Plausibilisierung für eine Einhaltung der richtigen Reihenfolge ausreicht, sodass die Nachrichten in der richtigen Abfolge verarbeitet werden können

6. Fragestellung 6 (Zuordnung):
Die für die Zuordnung von Berichtigungen zu einer Ursprungsnachricht notwendigen Daten sind in den XPersonenstand-Nachrichten standardmäßig vorhanden. Die BNotK benötigt für die Zuordnung einer Berichtigungsmitteilung zur Originalmitteilung die Bezeichnung des Standesamtes, welches die Originalmitteilung übermittelt hat sowie die in der Originalmitteilung angegeben Sterberegisternummer. Diese Voraussetzungen sind auch bei verwalteten Standesämtern erfüllt, da sowohl die aktuelle Standesamtsnummer (im Autor der Nachricht) als auch die historische (in der Registereintragsidentifikation) mitgeteilt wird.

7. Fragestellung 7 (Umgang mit nicht-zuordenbaren Berichtigungen):
· Es gibt Fälle, in denen eine Berichtigung übermittelt wird, zu der beim ZTR keine Ursprungsmitteilung eingegangen ist. Dies kann z. B. der Fall sein, falls das ZTR irrtümlich aus der Liste der Empfänger des Vorgangs im Fachverfahren entfernt wurde.
· Das Thema, wie Autista mit vorbelegten Feldern (hier Mitteilung ans ZTR beim Sterbefall) umgeht, soll auf der nächsten FAV besprochen werden. Ggf. lässt sich die Anzahl der Fehler durch geeignete Maßnahmen in Autista minimieren. Denkbar ist insbesondere, dass bei Beurkundungen von Sterbefällen standardmäßig eine Mitteilung ans ZTR geschickt wird. Es sind keine Fälle denkbar, in denen hierauf verzichtet werden darf.
· Zur Ermittlung der Ursprungsnachricht wird beschlossen, dass bei fehlender Originalnachricht nach angemessener Zeit eine konventionelle Klärung mit dem sendenden Standesamt erfolgt.
Bearbeitet durch: KoSIT (Conrad)	2017-10-06
Gemäß den Beschlüssen des EG wurden folgende Überarbeitungen vorgenommen:
1. Die Nachricht 064100 wurde neu modelliert. Sie enthält nun folgende Elemente:
	registereintragsidentifikation
	Quelleintrag
	1

	sterbefall alt/neu
	
	0..1

	ereignisDatumAnfang
	TeilbekanntesDatumMitUnbekannt
	0..1

	ereignisort
	Ereignisort
	0..1

	ereignisdatum
	TeilbekanntesDatumMitUnbekannt
	1

	verstorbenePerson alt/neu
	
	0..1

	name
	PersonName
	1

	geschlecht
	Code.Geschlecht
	0..1

	geburt
	BeurkundeteDaten.Registereintrag
	1

	letzteAnschrift
	Anschrift.InlandAusland
	0..1

	familienstandVerstorbenePerson alt/neu
	
	0..1

	familienstand
	Code.
FamilienstandPersonenstandswesen
	1

	nameEheOderLebnspartner
	PersonName
	1



Gegenüber der Tabelle aus der Bearbeitung vom 2016-12-22 fehlen lediglich die Felder 4662 und 4664, die nicht in der Originalnachricht 065010 enthalten sind.
2. Die Beschreibung des Prozesses und der Nachricht wurden aus dem Kapitel 7 entfernt und in das Kapitel 11 „Berichtigungen“ in Kapitel 11.8.6 aufgenommen.
3. Die Beschreibung des Prozesses wurde ergänzt, wie in der Bearbeitung vom 2017-09-13 unter Nr. 5 und 7 beschrieben.
4. Die Übersichtsgrafik zum Berichtigungsprozess wurde entsprechend überarbeitet.
5. Die Tabelle „Berichtigungen aus dem Sterberegister“ wurde um die Nachricht 064100 ergänzt.
6. Die Tabelle 11.4 „Elektronisch mitteilbare Berichtigungen im Sterberegister“ wurde um die Spalte „ZTR“ und die relevanten Felder ergänzt.
7. Im begleitenden Dokument „Berichtigung – Relevante Datenfelder“ wurde die Spalte „S2ZTR“ entsprechend der neuen Modellierung fortgeschrieben.
8. Die offenen Punkte zur Umsetzung aus der Bearbeitung von 2017-08-30 wurden wie folgt umgesetzt:
· Klarstellung erforderlich, welche Daten aus dem Sterberegister berichtigt werden können und was übrige Hilfsdaten sind:
1. Die Klarstellung ergibt sich aus der Modellierung und Dokumentation der Nachricht 064100.
· Klarstellen, dass es aufgrund der äußert geringen Fallzahlen keine Mitteilung für die Berichtigung von Todesklärungen braucht. 
1. In Abschnitt 7.2.2 erfolgt.
· Wiederaufnahme des Elements beurkundungsdatum in die Nachricht 065010
erfolgt. Dokumentation angepasst: Hinweis auf Rechtgrundlage ergänzt und verweis auf Übergangszeitraum gelöscht.
· Übernahme der Anmerkungen vom ZTR zu Kapitel 7.1
1. Angaben der Rechtsgrundlagen in Kapitel 7.1 ergänzt.
· Übernahme der Anmerkungen vom ZTR zu Kapitel 7.2 Absatz 1 und 2:
1. Kapitel 7.2. erster Absatz mit Anmerkung zur Negativmitteilung ergänzt.
· Abbildung 7.2 um Negativmitteilung ergänzt.

Offene Punkte:
Nach der standardweiten Umstellung auf TeilbekanntesDatumMitUnbekannt, kann der Datentyp „StA2ZTR.Berichtigung.ZTR.Sterbefall“ korrekt vom Datentyp „BeurkundeteDaten.Zeitraum.Registereintrag“ abgeleitet werden.
Bearbeitet durch: BNotK(Worring)	2017-11-01
Das Thema „Reduzierter Datenumfang bei Berichtigungsmitteilungen an das ZTR“ wurde im Rahmen der BLK-AG-Sitzung zur Anbindung an das ZVR und ZTR präsentiert. Leider waren bei der Sitzung von Seiten der Landesjustizverwaltungen nur Vertreter des Landes NRW anwesend. Von deren Seite wurden keine Einwände gegen das geplante Vorgehen vorgebracht. 
Wir haben in dem Kontext auch angesprochen, dass von den Gerichten trotz vorliegender Sterbefallbenachrichtigungen Sterbeurkunden von den Standesämtern angefordert werden. Von Seiten der Landesjustizverwaltung wurde uns mit Hinweis auf den Grundsatz der Gewaltenteilung mitgeteilt, dass dies ein Thema für die Rechtsprechung sei und Landesjustizverwaltungen in derartigen Fällen nicht tätig werden dürfen, sie insbesondere nicht eine Änderung der Praxis der Gerichte anregen dürfen. Wir werden uns diesbezüglich nochmal mit Herrn Bangert in Verbindung setzen.
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2017-11-02
Nach fernmündlicher Absprache mit Herrn Worring werden die Ergebnisse der Klärungen der BNotK vom [2017-11-01] dem EG im November kurz vorgestellt. 
· Die durchgeführten Abstimmungen mit dem BNotK haben kein Problem mit dem gegenüber der Originalmitteilung reduzierten Datenumfang aufgezeigt. 
· Das aus Sicht des EG unnötige Vorlegen einer Sterbefallurkunde soll auf der QS-Instant und im CAB thematisiert werden. Die BNotK erwägt hier in den Schulungen für die Nutzer des ZTR einen entsprechenden Hinweis aufzunehmen, dass aus Sicht der BNotK eine Sterbeurkunde für die Eröffnung des Nachlassverfahrens nicht erforderlich ist. 
Bearbeitet durch: KoSIT (Conrad)	2017-11-03
Zur Umsetzung des offenen Punkts aus der Bearbeitung vom 2017-10-06 wurde ein neuer Datentyp „StA2ZTR.Berichtigung.BeurkundeteDaten“ als Einschränkung des Datentyps „BeurkundeteDaten.Registereintrag“ geschaffen. Der Datentyp „StA2ZTR.Berichtigung.ZTR.Sterbefall“ ist eine Erweiterung dieses Datentyps.
Die ursprünglich in der Bearbeitung vom 2017-10-06 angedachte Einschränkung des Datentyps „BeurkundeteDaten.Zeitraum.Registereintrag“ lässt sich in der XÖV-Produktionsumgebung nicht umsetzen, da dieser Datentyp bereits eine Erweiterung des ursprünglichen Datentyps „BeurkundeteDaten.Registereintrag“ ist und die Einschränkung von Erweiterungen nicht unterstützt wird.
Einträge für die Versionshistorie in den Kapiteln 7 und 11 erstellt.
Die Excel-Tabelle zu den Berichtigungsfeldern wurde fortgeschrieben.
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand 	2017-11-14
Das aus Sicht des EG unnötige Vorlegen einer Sterbeurkunde an das Nachlassgericht soll auf der QS-Instanz und im CAB mangels Erfolgsaussichten nicht thematisiert werden.
Der CR ist damit erledigt.
Bearbeitet durch: AG Test / Koch	2017-11-14
Die AG Test findet die neue Struktur und die Inhalte nach Prüfung der Abschnitte 11.1 bis einschließlich 11.2.4 nachvollziehbar.
In der Übersicht (Tabelle 11.4, Spalte StA2ZTR) sind folgende Angaben, die im Excel-Dokument der „berichtigbaren“ Werte („Berichtigung – Relevante Datenfelder.xlsx“) aufgeführt sind, nicht vorhanden:
· 4255	Nähere Kennzeichnung des Ortes
· 4270	Registerbehörde
· 4271	Behördenname
· 4275	Registernummer
Diese Angaben sind laut Spezifikation in der Berichtigungsnachricht 064100 via „verstorbenePerson“ jedoch tatsächlich auch übermittelbar. Ergo: Die Übersichtstabelle 11.4 ist unvollständig.
Es wurde als Exemplifizierung einer Berichtigungsnachricht an das ZTR der vorhandene Testfall 04.003 erweitert um den Zustand beta. Die Korrektheit der Nachricht ist im Nachgang zu prüfen, da der Generator zur Sitzung nicht fertiggestellt war.
Bearbeitet durch: KoSIT (Conrad)	2017-11-22
Die Werte 4255, 4270, 4271 und 4275 wurden in die Übersichtstabelle 11.4 aufgenommen.

Bearbeitet durch: QS-Instanz	2017-12-11
Die QS-Instanz stellt zu diesem CR fest:
Die in XPersonenstand etablierte Berichtigungsmethodik wurde erfolgreich auf die Datenübermittlungen an die Meldebehörden, das Standesamt I in Berlin und das zentrale Testamentsregister angewendet.
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Weitere geplante Bearbeitung
1. Prüfung der Referenznachrichten, sobald der Generator angepasst ist
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